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Antrag 

des Abgeordneten Vogel (München) und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Steuerliche Abzugsfähigkeit von Zuwendungen an gemeinnützige Einrichtungen 
zur Förderung des Naturschutzes, des Umweltschutzes und der Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen 


Einrichtungen, die der Förderung des Naturschutzes, der Land- 
schaftspflege, des Umweltschutzes und der Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen dienen und als gemeinnützig anerkannt 
wurden, sind selbst nicht immittelbar zum Empfang steuerbegün- 
stigter Zuwendungen berechtigt. Spenden an diese Einrichtungen 
sind vielmehr nur dann als Sonderausgaben abzugsfähig, wenn 
diese - als Durchlaufspenden - an eine juristische Person des 
öffentlichen Rechts oder an eine öffentliche Dienststelle erfolgen. 

Diese Vorschrift wirkt sich zum einen negativ auf die Spenden- 
bereitschaft an diese Einrichtungen aus, zum anderen sind des- 
halb die Mitghedsbeiträge an die gemeinnützigen Einrichtungen, 
die die genannten Zwecke verfolgen, steuerhch nicht abzugs- 
fähig. 

Der Bimdestag wolle beschheßen: 

Angesichts der zunehmenden Umweltschäden imd der bestehen- 
den Benachteiligimg von Frauen ist es erforderlich, Einrichtim- 
gen, die sich bei der Bekämpfung dieser Probleme nachweislich in 
hohem Maße engagieren, stärker als bisher zu unterstützen. Die- 
sem Ziel ist auch das Steuerrecht anzupassen. 

Die Bundesregierung wird auf gef ordert, in der Verwaltungsvor- 
schrift in Anlage 7 zu Abschnitt 111 Abs. 1 der Einkommensteuer- 
Richtlinien den Zusatz „Wenn der Empfänger der Zuwendung 
eine juristische Person des öffenüichen Rechts oder eine öffent- 
liche Stelle ist“ in den Nummern 18, 24 imd 26 ersatzlos zu 
streichen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 
gemeinnützige Einrichtimgen, deren Zweck die Förderung des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege im Sinne des Bundes- 
naturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder, die 
Förderung des Umweltschutzes, soweit die Reinhaltung von Luft 
imd Wasser, die Bekämpfung des Lärms, die Abfallbeseitigung 
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gefördert werden sowie die Förderung der Gleichberechtigung 
von Männern und Frauen ist zum unmittelbaren Empfang steuer- 
begünstigter Zuwendimgen zu berechtigen. 

Bonn, den 27. Juni 1986 

Vogel (München) 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
Begründung 

Ausgaben zur Förderung der als besonders förderungswürdig 
anerkannten gemeinnützigen Zwecke sind nach § 10 b Einkom- 
mensteuergesetz als Sonderausgaben abzugsfähig. Für den 
Begriff der Gemeinnützigkeit gelten die §§51 bis 68 der Ab- 
gabenordnimg. Zur Erlangung der steuerlichen Abzugsfähigkeit 
von Zuwendungen für gemeinnützige Zwecke müssen diese 
durch allgemeine Verwaltungsvorschriften der Bundesregierung 
mit Zustimmung des Bundesrates als besonders förderungswürdig 
anerkannt werden (gemäß § 48 Abs. 2 Einkommensteuer-Durch- 
führungsverordnung). Die Bundesregierung hat hiervon u. a. auch 
für die Bereiche Naturschutz, Landschaftspflege, Umweltschutz 
imd Gleichberechtigung von Frauen und Männern Gebrauch 
gemacht; jedoch mit der Einschränkung, daß die Förderung des 
Naturschutzes und der anderen genannten Zwecke nur dann 
besonders förderungswürdig ist, wenn der Empfänger der Zuwen- 
dung eine juristische Person des öffentiichen Rechts oder eine 
öffentüche Dienststelle ist (Nummern 18, 24, 26 der Anlage 7 zu 
Abschnitt 111 Abs. 1 Einkommensteuer-Richtiinien). 

Diese Einschränkung güt auch für verschiedene weitere gemein- 
nützige Zwecke. Bei anderen durch allgemeine Verwaltungs Vor- 
schrift der Bundesregierung als besonders förderungswürdig 
anerkannten Zwecken hingegen sind Zuwendungen steuerhch 
abzugsfähig, ohne daß diese über eine juristische Person des 
öffentiichen Rechts oder eine öffentüche Dienststelle erfolgen 
müssen. So verhält es sich z. B. bei den als besonders förderungs- 
würdig anerkannten gemeinnützigen Zwecken der Förderung des 
Tierschutzes, des Feuerschutzes und des gemeinnützigen 
Wohnimgsbaues. 

Gemeinnützige Vereine zur Förderung des Umweltschutzes, des 
Naturschutzes und der Gleichberechtigimg sind hingegen nicht 
berechtigt, selbst Spendenbescheinigungen auszustellen. Die 
Spenden müssen vielmehr an eine juristische Person des öffent- 
üchen Rechts oder an eine öffentüche DienststeUe als sog. Durch- 
laufspenden erfolgen. Diese juristischen Personen oder öffent- 
üchen DienststeUen steUen die Spendenbescheinigungen aus und 
leiten die zweckbestimmten Spenden an den Letztempfänger 
weiter. Diese vorgeschriebene Regelung wirkt sich vielfach nega- 
tiv auf die Spendenbereitschaft aus, weil es den Spendengebem 
nicht recht ist, daß die jeweiüge DienststeUe oder juristische 
Person des öffentiichen Rechts erfährt, an wen sie Spenden lei- 
sten. Dies ist besonders in kleinen Gemeinden der FaU, in denen 
sich diese Vorschrift als starke KontroUe des Spendenverhaltens 
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der Gemeindemitglieder erweist. Auch in den Fällen, in denen die 
Politik der Gemeinden im Gegensatz zu den von den gemeinnüt- 
zigen Einrichtungen verfolgten Zwecken steht, erweist es sich für 
diese gemeinnützigen Einrichtungen als äußerst nachteilig, wenn 
die Spenden über die Gemeindeverwaltung erfolgen müssen. 
Gerade gemeinnützige Einrichtungen, die den genannten Zwek- 
ken dienen, sind von diesem Problem betroffen. Ein plausibles 
Kriterium für diese in bezug auf die Berechtigimg, steuerhch 
abzugsfähige Zuwendimgen zu empfangen, unterschiedliche 
Behandlung hegt lücht vor. Es ist nicht einzusehen, warum gerade 
bei den genannten Zwecken die Abzugsfähigkeit an das Erforder- 
nis eines Durchlaufs der Spenden durch öff enthche Einrichtungen 
geknüpft ist. 

Die Berechtigimg einer gemeinnützigen Einrichtimg für den Emp- 
fang von steuerhchen Zuwendungen ist zudem bestimmend 
dafür, daß Mitghedsbeiträge an diese Einrichtungen als Sonder- 
ausgaben abzugsfähig sind. Die unterschiedhche steuerhche 
Behandlung von Spenden und MitgUedsb eiträgen wird damit 
begründet, daß den Mitghedem der Einrichtungen für ihre Bei- 
träge Vorteüe gewährt werden. Diese Vorteüe können z. B. bei 
Sportvereinen in der unentgelthchen Benutzung von Sportplätzen 
und Sportgeräten, bei kulturellen Vereinigungen in dem unent- 
gelthchen oder ermäßigten Angebot von kultureUen Veranstal- 
tungen bestehen. Demgegenüber erwachsen einer Person aus der 
Mitghedschaft in einer gemeinnützigen Einrichtung zur Förde- 
rung der Gleichberechtigung, des Naturschutzes oder des 
Umweltschutzes nur geringe oder keine unmittelbaren privaten 
Vorteüe. Es ist somit gerechtfertigt, Mitghedsbeiträge für diese 
Einrichtungen als Sonderausgaben zu berücksichtigen und somit 
eine Gleichsteüung dieser Einrichtungen beispielsweise mit 
denen der Jugendpflege, des Tierschutzes und der Fürsorge für 
Strafgefangene vorzimehmen. 
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